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Beschluss des Kantonsrates  
über die kantonale Volksinitiative für eine psychisch  
gesunde Jugend (Gesunde Jugend Jetzt!)

1. Ausgangslage

Am 24. Februar 2023 wurde die im kantonalen Amtsblatt vom 26. Au-
gust 2022 veröffentlichte kantonale Volksinitiative für eine psychisch ge-
sunde Jugend (Gesunde Jugend Jetzt!) eingereicht. Mit Verfügung vom 
11. April 2023 stellte die Direktion der Justiz und des Innern nach Prü-
fung der Unterschriften fest, dass die Volksinitiative zustande gekommen 
ist. Am 21. Juni 2023 beantragte der Regierungsrat dem Kantonsrat, der 
Initiative zuzustimmen und ihn mit der Ausarbeitung einer Umsetzungs-
vorlage zu beauftragen. Die Initiative hat die Form der allgemeinen An-
regung.

2. Grundzüge der Vorlage

Mit der Initiative wird verlangt, dass präventive Angebote zur verstärk-
ten Förderung der psychischen Gesundheit von Kindern und Jugend-
lichen initiiert bzw. subventioniert werden. Psychische Erkrankungen 
von Kindern und Jugendlichen sollen früher erkannt und behandelt wer-
den.

Der Regierungsrat wird beauftragt, eine ausformulierte Vorlage zu 
erarbeiten, die der Initiative entspricht.

3. Zusammenfassung der Beratung in der Kommission

Die vom Initiativkomitee geforderte Wartefrist von höchstens vier Wo-
chen bis zur Aufnahme einer medizinisch notwendigen psychiatrisch-
psychotherapeutischen Behandlung von Kindern und Jugendlichen gab 
in der Kommission zu diskutieren. Angesichts des bestehenden Fach-
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kräftemangels erachtet die Kommission diese Frist als nicht umsetzbar, 
auch wenn sie angesichts der derzeitigen Wartefristen von sechs bis neun 
Monaten für ambulante Therapien in der Kinder- und Jugendpsychiat-
rie Handlungsbedarf sieht. Die Kommissionsmehrheit hat sich darauf 
geeinigt, als Zielgrösse eine Wartefrist von sechs Wochen anzustreben, 
dies im Bewusstsein, dass sich dieser Richtwert nicht von heute auf mor-
gen umsetzen lässt. Sie erachtet das Erreichen dieses Zielwerts aber als 
wichtig, nicht zuletzt auch, um Folgekosten zu vermeiden. Diese ent-
stehen, wenn sich der Zustand der Betroffenen während der Wartezeit 
verschlechtert und die Kinder und Jugendlichen längerfristig betreut wer-
den müssen. Eine Kommissionsminderheit (SVP, Die Mitte) ist skeptisch 
gegenüber der Festsetzung einer konkreten Frist und plädiert für die 
Formulierung «möglichst rasche Aufnahme der Behandlung».

Die Kommission sieht in der Förderung der psychischen Gesundheit 
der Kinder und Jugendlichen einen Schwerpunkt bei der Prävention. 
Dabei betont sie insbesondere die Wichtigkeit der Zusammenarbeit der 
Gesundheits- und der Bildungsdirektion im Schulbereich und weist auch 
auf die Rolle und Verantwortung der Eltern hin. Kinder und Jugend-
liche sollen davor geschützt werden, überhaupt in die Situation zu kom-
men, eine Therapie zu benötigen.

Ein weiteres Thema, das in der Kommission diskutiert, vom Regie-
rungsrat in seinem Bericht aber nicht in Betracht gezogen worden ist, 
ist die Weiterbildung der Psychologinnen und Psychologen zu Kinder- 
und Jugendpsychotherapeutinnen und -therapeuten bzw. die Attraktivi-
tät dieser Berufsrichtung. Die Kommissionsmehrheit würde es begrüssen, 
wenn der Regierungsrat in seiner Umsetzungsvorlage auch diesem Aspekt 
Rechnung tragen würde. Eine Minderheit (SVP) zeigt sich diesbezüglich 
zurückhaltend und warnt vor zusätzlichen Kosten.

4. Ergebnisse der Kommissionsberatungen

Die Kommission folgt einstimmig dem Antrag des Regierungsrates. 
Sie stimmt der Initiative zu und will den Regierungsrat mit der Ausarbei-
tung einer Umsetzungsvorlage beauftragen.

5. Finanzielle Auswirkungen der Kommissionsanträge und 
Regulierungsfolgeabschätzung

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen und der Regulierungs-
folgeabschätzung wird auf die Vorlage und den Bericht des Regierungs-
rates verwiesen.
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6. Chronologischer Ablauf

Die Kommission behandelte die Volksinitiative an insgesamt vier 
Sitzungen:
22. August 2023: Präsentation Vorlage
29. August 2023: Anhörung Initiativkomitee
12. September 2023: Beratung
3. Oktober 2023: Schlussabstimmung

7. Antrag der Kommission

Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit beantragt dem 
Kantonsrat einstimmig, dem Antrag des Regierungsrates zu folgen, der 
Volksinitiative zuzustimmen und den Regierungsrat mit der Ausarbei-
tung einer Umsetzungsvorlage, die der Initiative entspricht, zu beauf-
tragen.

Zürich, 3. Oktober 2023

 Im Namen der Kommission
 Der Präsident: Die Sekretärin:
 Andreas Daurù Pierrine Ruckstuhl


